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Antrag Fraktion Die Linke.Köln: Resolution des Rates der Stadt Köln zur 
Krankenhausfinanzierung 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
die Antragsteller bitten Sie, folgenden Änderungsantrag in die Tagesordnung der Ratssitzung 
am 24.06.2008 aufzunehmen und den vorliegenden Beschluss wie folgt zu ersetzen: 
 
Beschluss: 
 
Der Rat der Stadt Köln schließt sich der Einschätzung des Städtetages Nordrhein-Westfalen 
und der Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler Krankenhäuser NRW vom 30.05.2008 über 
die dramatische Finanzlage der Krankenhäuser an und fordert die Landes- und Bundesregie-
rung auf, die Regelungen zur Krankenhausvergütung durch die Krankenkassen und der Fi-
nanzierung der Investitionskosten von Krankenhäuser durch das Land dahingehend zu korri-
gieren, dass  
 

1. die Koppelung des jährlichen Krankenhausbudgets an die Grundlohnsum-
mensteigerung aufgehoben wird, so dass Krankenhäuser, gleich welcher Trä-
gerschaft, die massiv gestiegenen Kosten für Personal, Energie aber auch für 
medizinische und anderen Bedarfe durch erhöhte Entgelte gegenfinanzieren 
können.  
 

2. Krankenhäuser durch die verbindliche Zusage ausreichender Finanzmittel in 
die Lage versetzt werden, ihre Gebäude und ihre Infrastruktur in einen dem 
modernen Medizinbetrieb angemessenen Zustand zu bringen bzw. zu erhal-
ten. 
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Gleichzeitig fordert der Rat der Stadt Köln die Landesregierung auf, den Prozess der Neu-
ordnung der Krankenhauslandschaft aktiv mit zu gestalten: 
Die sinnvolle Spezialisierung einzelner Krankenhäuser und die Bündelung von Hochleis-
tungsmedizin in Häusern der Maximalversorgung darf aber keinesfalls dazu führen, dass die 
wohnortnahe Basisversorgung der Bevölkerung mit moderner Krankenhausmedizin in Köln 
aber auch in der Region beeinträchtigt oder vernachlässigt wird. 
 
Der Rat der Stadt Köln weist in diesem Zusammenhang insbesondere auf die völlig desolate 
Versorgungslage der gerontopsychiatrischen Patienten im Kölner Norden hin und fordert die 
Landesregierung auf, hier umgehend ihrer Verpflichtung nach zu kommen und für Abhilfe zu 
sorgen.  
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

        
 
Michael Zimmermann     Jörg Frank 
SPD-Fraktionsgeschäftsführer    GRÜNE-Fraktionsgeschäftsführer 
 
  
 


